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Vermittlung behinderter und schwerbehinderter Arbeitsloser

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im März 2005 ist die Zahl schwerbehinderter Arbeitsloser auf einem besorg-
niserregenden Rekordhoch, bei 195 090 Menschen, angelangt. Vor zwei Jah-
ren, Anfang des Jahres 2003, gab es noch rund 30 000 weniger schwerbehin-
derte Arbeitslose. Damals lag die Zahl bei 165 842 Arbeitslosen mit Schwer-
behinderung.

Vor dem Hintergrund der angespannten Lage auf dem Arbeitsmarkt sind die
Vermittlungschancen von benachteiligten Gruppen, insbesondere schwerbe-
hinderten Menschen, erheblich gesunken. Umso wichtiger ist es, dass vorhan-
dene Möglichkeiten von Nachteilsausgleichen, wie sie auf der Rechtsgrund-
lage von § 34 und § 35 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) sowie dem
Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) bestehen, wirtschaftlich und konse-
quent genutzt werden, um die Bereitschaft von Arbeitgebern, Schwerbehin-
derte zu beschäftigen, aufrechtzuerhalten. Im Zuge der Umstellungen durch
das sog. Hartz IV-Gesetz kommt es aber im Rehabilitationsbereich zu erheb-
lichen Reibungsverlusten und Unklarheiten.

Wegen der höheren Ansprüche von Arbeitgebern und der Bundesagentur für
Arbeit (BA) an die Mobilität und Flexibilität der Arbeitsuchenden kommt der
überregionalen Vermittlung eine gesteigerte Bedeutung zu. Diese muss für die
Zukunft gesichert sein, um schwerbehinderten Arbeitsuchenden eine ihren Fä-
higkeiten und Neigungen entsprechende Stelle vermitteln zu können.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass der gleichberechtigten Teilhabe
behinderter und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben eine besondere
Bedeutung zukommt. Auch in wirtschaftlich und konjunkturell schwierigen Zei-
ten soll erreicht werden, dass behinderte und schwerbehinderte Menschen ihre
Chance auf Teilhabe am Arbeitsleben besser realisieren können.
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An den in der Behindertenpolitik bisher erreichten Erfolgen hat auch die Bun-
desagentur für Arbeit maßgeblich mitgewirkt. Trotz der schwierigen finanziel-
len Rahmenbedingungen wurde das unverändert starke Engagement von Bun-
desregierung und Bundesagentur auch im Jahr 2005 mit einem Reha-Budget von
2,916 Mrd. Euro fortgesetzt. Nach Inkrafttreten des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch wurden die Integrationsleistungen der Bundesagentur an Arbeit-
suchende, die bis dahin Arbeitslosenhilfe erhalten hatten, durch die Teilhabe-
leistungen der Grundsicherungsträger ergänzt.

Die Bundesagentur hat im Zeitraum 1998 bis 2005 die Pflichtleistungen zur För-
derung der Teilhabe von 1,647 Mrd. Euro auf 2,53 Mrd. Euro oder um 53,6 Pro-
zent gesteigert. Im Gegensatz zur Entwicklung der übrigen arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente des SGB III liegen die mit 2,53 Mrd. Euro geplanten Ausga-
ben für Pflichtleistungen im laufenden Geschäftsjahr lediglich um 1 Prozent un-
ter dem Spitzenwert von 2004. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die
Haushaltsansätze nicht unmittelbar vergleichbar sind, weil neben den Mitteln
nach SGB III für die Förderung behinderter, hilfebedürftiger Menschen nach
dem zum 1. Januar 2005 in Kraft getretenen Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
weitere Fördermittel im SGB II-Eingliederungsbudget zur Verfügung stehen.
Der Neubewilligungsspielraum im SGB III-Förderbereich ist aber durch höhere
Bindungen aus Vorjahren geringer als noch im Vorjahr. Im Zeitraum 2003 bis
2005 sind die für Pflichtleistungen zur Verfügung stehenden Mittel insgesamt
nahezu unverändert und markieren das höchste Ausgabenniveau, das die Bun-
desagentur jemals erreicht hat.

Die Bundesregierung und die Bundesagentur für Arbeit verfolgen nach wie vor
das Ziel, neben behinderten Jugendlichen auch allen erwachsenen behinderten
und schwerbehinderten Menschen eine Perspektive für eine berufliche Einglie-
derung zu geben. Die Bundesregierung geht zum jetzigen Zeitpunkt davon aus,
dass die Bundesagentur für Arbeit als eigenständiger und eigenverantwortlicher
Rehabilitationsträger das bisher außerordentliche finanzielle und behinderten-
politische Engagement zur Integration behinderter Menschen auch in Zukunft
fortsetzen wird. Der Bundesagentur stehen für die berufliche Eingliederung be-
hinderter und schwerbehinderter Menschen die erweiterten und ausreichenden
Instrumentarien der Eingliederungsleistungen des Neunten, Dritten und Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch zur Verfügung, die Grundlage für eine erfolgreiche
Durchführung der beruflichen Rehabilitation sind.

1. Kann die Bundesregierung auf langfristige Sicht gewährleisten, dass die
Bundesagentur für Arbeit (BA) ihre Verantwortung im Bereich der beruf-
lichen Rehabilitation auch in Zukunft wahrnehmen wird?

Wenn nein, welche anderen Pläne bestehen zur Absicherung der beruflichen
Rehabilitation für behinderte Menschen?

Die Bundesregierung wird die Entwicklung der beruflichen Rehabilitation wei-
terhin sehr aufmerksam begleiten und dafür Sorge tragen, dass behinderte und
von Behinderung bedrohte Menschen die von ihnen benötigten Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben nicht nur durch die Bundesagentur für Arbeit, sondern
auch durch alle übrigen Rehabilitationsträger rechtzeitig erhalten.

2. Von welcher Dauer ist die durchschnittliche Zeit der Arbeitslosigkeit
schwerbehinderter Menschen aktuell, aufgegliedert nach alten und neuen
Bundesländern?

Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit lag die durchschnittliche Dauer der
Arbeitslosigkeit von schwerbehinderten Menschen im Jahr 2004 bei insgesamt
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642 Tagen, in Ostdeutschland bei 462 und in Westdeutschland bei durchschnitt-
lich 698 Tagen. Bei schwerbehinderten Menschen, die die Arbeitslosigkeit be-
enden konnten, lag die durchschnittliche Dauer im Jahr 2004 bei 351 Tagen, in
Westdeutschland bei 359 und in Ostdeutschland bei 330 Tagen. Die Entwick-
lung der durchschnittlichen Arbeitslosigkeit in den Vorjahren ist den beigefüg-
ten Tabellen zu entnehmen.

3. In welcher Höhe stellte die BA Mittel für die Ermessensleistungen zur Teil-
habe behinderter Menschen am Arbeitsleben nach § 34 SGB IX im Zeit-
raum 2000 bis 2005 zur Verfügung (bitte aufgeschlüsselt nach einzelnen
Arbeitsagenturen)?

In welcher Höhe sind diese Mittel für das Jahr 2005 bereits durch Verpflich-
tungen aus dem Vorjahr blockiert?

Ermessensleistungen zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben nach
§ 34 SGB IX waren nach Angaben der Bundesagentur in den Jahren 2000 bis
2003 vollständig in das Leistungsspektrum des Eingliederungstitels eingebun-
den, so dass sie nicht gesondert ausgewiesen und zur Verfügung gestellt wurden.
Bei Eingliederungszuschüssen gilt dies auch für die Jahre 2004 und 2005.

Im Jahr 2004 wurden die Mittel für die Leistungen nach § 34 SGB IX – mit Aus-
nahme der Eingliederungszuschüsse – für die jeweiligen Zweckbestimmungen
konkret an die Agenturen für Arbeit, ab 2005 wiederum als globales Reha-Bud-
get zugeteilt. Eine Angabe der nach § 34 SGB IX zur Verfügung gestellten Mit-
tel ist deshalb nur für das Jahr 2004 möglich. Eine Übersicht zur Zuteilung von
Mitteln für die Leistungen nach § 34 SGB IX für das Jahr 2004 ist im Anhang
beigefügt.

Im Jahr 2005 bestanden für diese Leistungen nach den Angaben der Bundes-
agentur Vorbindungen von rund 23,8 Mio. Euro, bei den Eingliederungszu-
schüssen von rund 2,9 Mio. Euro.

4. Wenn Mittelkürzungen in 2005 vorgenommen wurden, wie begründet die
Bundesregierung diese?

Welche Leistungen sind von den Kürzungen betroffen?

Der Haushaltsplan der Bundesagentur wird vom Vorstand aufgestellt. Der von
der Selbstverwaltung der Bundesagentur festgestellte Haushalt ist von der Bun-
desregierung genehmigt worden. Die Bundesagentur für Arbeit ist unter Auf-
wendung erheblicher finanzieller Mittel weiterhin bestrebt, behinderten und
schwerbehinderten Menschen durch Förderung der beruflichen Rehabilitation
nachhaltige Perspektiven für eine Integration in den Arbeitsmarkt zu ermögli-
chen. Im Reha-Bereich stellt die Bundesagentur für Arbeit für das Jahr 2005 ein
Mittelvolumen von 2,7 Mrd. Euro zur Verfügung. Ergänzt wird dieser Mittel-
ansatz durch 216 Mio. Euro für die Eingliederung schwerbehinderter Menschen
sowie die von den Grundsicherungsträgern des SGB II aus dem Eingliederungs-
budget zu erbringenden Teilhabeleistungen an erwerbsfähige behinderte Hilfe-
bedürftige. Von einer Mittelkürzung im Bereich der beruflichen Rehabilitation
kann daher nicht die Rede sein.
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5. Wie viele Arbeitgeber erhielten von Anfang 2003 bis zum vergangenen
Monat Eingliederungszuschüsse für die Beschäftigung schwerbehinderter
Menschen (bitte differenziert nach verschiedenen Arten der Eingliede-
rungszuschüsse und nach Berichtsmonat und nach Bundesländern)?

Nach Angaben der Bundesagentur werden Statistiken über die Zahl geförderter
Arbeitgeber nicht geführt.

6. Wie wird sichergestellt, dass die in § 35 SGB IX genannten Einrichtungen
von den Arbeitsgemeinschaften, den optierenden Gemeinden und der BA
beauftragt werden, wenn der Erfolg einer Maßnahme zur beruflichen Reha-
bilitation von den besonderen Hilfen dieser Einrichtungen abhängig ist?

Leistungen nach § 35 SGB IX, die durch Berufsbildungswerke, Berufsförde-
rungswerke und vergleichbare Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation er-
bracht werden, sind Pflichtleistungen der beruflichen Rehabilitation. Soweit im
Einzelfall Art oder Schwere der Behinderung oder die Sicherung des Erfolges
die besonderen Hilfen dieser Einrichtungen erforderlich machen, besteht ein
Rechtsanspruch auf diese Leistungen. Eine Verwehrung solcher Ansprüche ist
mit geltendem Recht nicht vereinbar. Die leistungsausführende Stelle entschei-
det ausschließlich nach dem individuellen Förderbedarf des behinderten Men-
schen.

Mit dem Kommunalen Optionsgesetz wurde klargestellt, dass auch für erwerbs-
fähige, behinderte Hilfebedürftige nach dem SGB II ein Rechtsanspruch auf
besondere Leistungen in Einrichtungen nach § 35 SGB IX zur Teilhabe am
Arbeitsleben besteht, wenn dies auch im SGB III vorgesehen ist. Soweit zu-
gelassene kommunale Träger und Agenturen in Arbeitsgemeinschaften für die
Gewährung von Leistungen zur beruflichen Rehabilitation von erwerbsfähigen
behinderten Hilfebedürftigen zuständig sind, geht die Bundesregierung davon
aus, dass Pflichtleistungen nach § 102 SGB III durch die Grundsicherungsträger
erbracht werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorliegen.

7. Wie soll die Qualität einer Maßnahme gesichert werden, wenn eine „ver-
gleichbare Einrichtung“ gemäß § 35 SGB IX beteiligt wird?

Welche Qualitätsmaßstäbe werden angelegt?

Bevor in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation Leistungen zur Teilhabe
erbracht werden dürfen, müssen insbesondere bei Einrichtungen nach § 35
Satz 2 SGB IX inhaltliche Anforderungen erfüllt werden. 1999 wurden mit den
Berufsbildungs- und Berufsförderungswerken daher Rahmenverträge zu Quali-
tätsgrundsätzen vereinbart. An „vergleichbare Einrichtungen der beruflichen
Rehabilitation“ sind die gleichen Qualitätsmaßstäbe anzulegen wie an die Ein-
richtungen nach § 35 Satz 2 SGB IX. Zu berücksichtigen ist dabei jedoch das
jeweils spezifische Maßnahmeangebot. Die Feststellung der fachlichen Eignung
einer den Berufsbildungswerken und Berufsförderungswerken vergleichbaren
Einrichtungen ist eine Aufgabe der Rehabilitationsträger, die sie auch bisher
schon erfolgreich wahrgenommen haben.



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 5 – Drucksache 15/5532

8. Wie kann der drastische Rückgang von Maßnahmen an bestimmten Berufs-
förderungswerken (z. B. Heidelberg und Hamburg) und Berufsbildungs-
werken erklärt werden?

Die Nutzung der Berufsförderungswerke wird nicht nur von der Bundesagentur
für Arbeit, sondern auch von den Rentenversicherungsträgern sowie den Unfall-
versicherungsträgern bestimmt.

Die Zahl der Anmeldungen durch die Träger der gesetzlichen Rentenversiche-
rung insgesamt ist in den Jahren 1999 bis 2003 kontinuierlich angestiegen. Für
2004 gilt dies auch für die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, während
die Anmeldungen für die übrigen Träger der Rentenversicherung leicht rückläu-
fig waren. Der prozentuale Anteil der Rentenversicherung an der Gesamtbele-
gung der Berufsförderungswerke stieg 2004 auf 50,7 Prozent und betrug von
Januar bis März 2005 48 Prozent.

Bei den Berufsgenossenschaften ist die Belegung von Berufsförderungswerken
von 1999 bis 2003 stetig leicht und 2004 markant um 24,4 Prozent zurückgegan-
gen. Der Grund liegt vorwiegend in der Entwicklung bei den Berufskrankheiten,
von denen zwei häufig vorkommende allergische Atemwegs- und Hauterkran-
kungen in den letzten Jahren deutlich rückläufig waren, nicht zuletzt durch um-
fassende Präventionsmaßnahmen der zuständigen Berufsgenossenschaften.

Bei der Bundesagentur für Arbeit ist in den letzten Jahren ein stetiger Rückgang
der Anträge auf Teilhabe am Arbeitsleben (Zugänge) im Bereich der beruflichen
Wiedereingliederung festzustellen (2002: 49 998, 2003: 35 977, 2004: 31 801).
Dieser deutliche Rückgang hat sich auch bei den Eintritten in Berufsförderungs-
werke niedergeschlagen (2002: 24 368, 2003: 18 514, 2004: 13 305). Nach den
der Bundesregierung vorliegenden Informationen setzt sich dieser rückläufige
Trend, von dem alle Berufsförderungswerke betroffen sind, auch bei den An-
meldungen in diesem Jahr fort.

Anders ist die Situation bei den Berufsbildungswerken, die fast ausnahmslos
von der Bundesagentur für Arbeit genutzt werden. Dort waren auch im letzten
Jahr keine signifikanten Rückgänge bei den Eintritten für das neue Ausbildungs-
jahr zu verzeichnen, so dass hier insgesamt eine unverändert stabile Belegungs-
situation gegeben ist. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Eintritte in den
Berufsbildungswerken vor allem von der Entwicklung der Schulabgänger be-
stimmt werden. Da auch in den nächsten Jahren noch mit einem Anstieg der
Schulentlassungszahlen zu rechnen ist, sind in absehbarer Zeit keine besonderen
Änderungen zu erwarten.

Die Bestrebungen der Bundesagentur für Arbeit gehen allerdings dahin, behin-
derten jungen Menschen verstärkt auch Bildungs- und Integrationsmöglichkei-
ten außerhalb der Berufsbildungswerke zu ermöglichen. Dies erscheint auch
deshalb notwendig, um bei den Berufsbildungswerken eine Kapazitätssauswei-
tung zu vermeiden, die bei rückläufigen Teilnehmerzahlen (ab 2007) zu zusätz-
lichen Problemen führen könnte.

Im Rahmen der Vereinbarungen mit den Berufsförderungs- und Berufsbildungs-
werken werden im Übrigen keine Belegungszusagen gegeben. Die Nutzung
einer Einrichtung bestimmt sich ausschließlich nach dem Bedarf. Insoweit sind
hier auch die Reha-Einrichtungen gefordert, sich mit ihren Angeboten auf die
geänderten Bedingungen einzustellen.
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9. Welche Mittel wurden und werden in den Jahren 2000 bis 2005 für Pflicht-
und Ermessensleistungen bei durch die BA und die Integrationsfach-
dienste (IFD) vermittelten schwerbehinderten Arbeitnehmern aufgewen-
det (bitte getrennt nach BA und IFD)?

Es liegen keine Informationen darüber vor, in welcher Höhe Mittel für Pflicht-
und Ermessensleistungen für die von der Bundesagentur vermittelten schwer-
behinderten Arbeitnehmer insgesamt aufgewendet wurden. Das Gleiche gilt
hinsichtlich der durch die Integrationsfachdienste (resp. Integrationsämter) ver-
mittelten Arbeitnehmer.

10. Wie stellen sich die Gesamtkosten (Pflicht- und Ermessensleistungen) pro
vermitteltem arbeitslosen Schwerbehinderten für das Jahr 2004 dar (bitte
getrennte Ausweisung von Pflicht- und Ermessensleistungen)?

Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit können die Gesamtkosten je ver-
mittelten arbeitslosen, schwerbehinderten Menschen nicht ausgewiesen werden.
Die vorliegende Datenlage ist nicht ausreichend, um Aussagen hinsichtlich der
Gesamtkosten an Pflicht- und Ermessensleistungen pro vermittelten arbeits-
losen Schwerbehinderten zu treffen.

11. Wie viele schwerbehinderte Menschen wurden in den Jahren 2000 bis
2005 jeweils durch die BA und die IFD in Arbeit vermittelt (bitte Gesamt-
zahl sowie Vermittlungen pro Beratungs-/Vermittlungsfachkraft und nach
Ländern ausweisen)?

Welchen Grad der Behinderung (GdB) und welches Geschlecht wiesen
diese vermittelten Personen auf?

12. Wie beurteilt die Bundesregierung, unter Einbeziehung der geleisteten
Aufwendungen und des Behinderungsgrades der vermittelten Personen,
die Vermittlungsleistungen für schwerbehinderte Menschen von Seiten
der BA und der IFD in den letzten fünf Jahren?

Das am 1. Oktober 2000 in Kraft getretene Gesetz zur Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit Schwerbehinderter (SchwbBAG) sah die flächendeckende Einführung
von Integrationsfachdiensten durch die Arbeitsagenturen vor. Bedingt durch den
zeitversetzten Aufbau von IFD-Kapazitäten liegen belastbare Ergebnisdoku-
mentationen erst ab dem Jahr 2002 vor. Zahlen zu den erzielten Vermittlungen
in den ersten Arbeitsmarkt können der Übersicht im Anhang entnommen wer-
den. Eine Aufschlüsselung der Vermittlungszahlen der IFD nach Ländern liegt
nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit nicht vor.

Bei der Vermittlung schwerbehinderter Menschen wird eine zusammenfassende
Differenzierung nach dem Grad der Behinderung lediglich von der Bundesagen-
tur vorgenommen. Bei den Integrationsfachdiensten ist nicht der Grad der Be-
hinderung maßgebend, sondern der besondere Bedarf an arbeits- und berufs-
begleitender Betreuung, der infolge der Schwerbehinderung notwendig ist, um
eine Teilhabe am Arbeitsleben ermöglichen zu können.

Die durch die Bundesagentur in den Jahren 2002 bis 2004 erzielten Vermitt-
lungen schwerbehinderter Menschen sowie eine Aufstellung der Anzahl der
Schwerbehindertenvermittlerinnen und -vermittler sind im Anhang abgedruckt.

Das Verhältnis von Vermittlungen pro Fachkraft ist im Vergleich von Integra-
tionsfachdiensten und Bundesagentur außerordentlich unterschiedlich. Die Ver-
mittlungen pro Fachkraft bei den IFD sowie der Bundesagentur entwickelten
sich wie folgt:



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 7 – Drucksache 15/5532

Hinsichtlich einer Bewertung der Vermittlungsleistungen hat sich der Bundes-
rechnungshof (BRH) im Rahmen einer Prüfung, die die Einrichtung von IFD
und deren Zusammenarbeit mit den Agenturen für Arbeit zum Prüfgegenstand
hatte, im Jahr 2003 geäußert. Danach wurde bei den Arbeitsagenturen ein gegen-
über den IFD deutlich besseres Vermittlungsergebnis konstatiert. Während nach
der BRH-Untersuchung die IFD im Durchschnitt 0,7 Vermittlungen je Monat
und Vermittler erzielten, waren es bei den Arbeitsagenturen – selbst bei vorsich-
tiger Rechnung – 5,5 Vermittlungen (je nach Rechenweise sogar bis zu 10,5).
Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Klientel der IFD vielfach einen
besonders hohen Betreuungsbedarf und Vermittlungsaufwand erfordert und zu-
dem die Feststellungen des BRH in die Aufbauphase der IFD gefallen sind. Zur
Verbesserung der Ergebnisse wurden nachfolgend Zielvereinbarungen zwischen
Arbeitsagenturen und den IFD eingesetzt, die bei Nichterfüllung Sanktionen
bzw. den Ausstieg aus dem Vertrag vorsahen.

Finanzwirtschaftliche Betrachtungen sind dagegen nur eingeschränkt möglich.
Es lassen sich zwar die im Rahmen von Beauftragung an die IFD gewährten
Vergütungen darstellen (2002: 43,7 Mio. Euro, 2003: 46,4 Mio. Euro; 2004:
46,0 Mio. Euro), jedoch gibt es keine vergleichbaren Werte für die Bundes-
agentur für Arbeit im Sinne einer Kosten-Leistungs-Rechnung (entstandene
Aufwendungen für die Betreuung/Vermittlung Schwerbehinderter).

13. Wie plant die Bundesregierung sicherzustellen, dass die überregionale
Arbeitsvermittlung von schwerbehinderten Menschen auch zukünftig
gewährleistet wird?

Die Bundesregierung und die Bundesagentur für Arbeit messen der überregio-
nalen Arbeitsvermittlung einen hohen Stellenwert bei. So sieht die Bundesagen-
tur beim operativen Verbesserungsprozess 2005 eine Verstärkung der überregio-
nalen Vermittlungsaktivitäten auch für schwerbehinderte Menschen vor. Zur
Unterstützung dienen insbesondere folgende Instrumente und Maßnahmen:

l Mitführung des Bewerberangebots in anderen Arbeitsagenturen

l Veröffentlichung des Bewerberangebots in der Internetbörse der Bundes-
agentur für Arbeit

l Nutzung der Zeitschrift „MARKT+CHANCE“ (Veröffentlichung von Be-
werberprofilen)

l Gezielte überregionale Vermittlungsvorschläge

l Finanzielle Hilfen in Form von Bewerbungs- und Reisekosten sowie Mobili-
tätshilfen.

Für schwer- bzw. schwerstbehinderte Fach- und Führungskräfte steht darüber
hinaus bei der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung in Bonn eine Vermittlungs-
stelle zur Verfügung, die den besonderen Belangen dieser Personengruppe bei
der Arbeitsvermittlung Rechnung trägt.

Jahr Integrationsfachdienst
Vermittlungen je
Fachkraft

Bundesagentur
Vermittlungen je
Fachkraft

2002 12,4 75,6

2003 12,0 57,2

2004 11,3 48,9
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14. Ist der Bundesregierung bekannt, wie im Rahmen der Zuständigkeitsver-
lagerung von der BA auf Arbeitsgemeinschaften oder Optionskommunen
die Qualifizierung der Mitarbeiter für die Vermittlung behinderter und
schwerbehinderter Menschen gesichert wird (insbesondere Schulungen
für die Anwendung der Fördermaßnahmen gemäß SGB III)?

Wie wird sichergestellt, dass die vorhandene Sachkompetenz bei der Ver-
mittlung von schwerbehinderten Menschen in das Berufsleben bei der BA
auch in Zukunft genutzt werden kann?

Das Qualifizierungsangebot der Bundesagentur für Arbeit umfasst beratungs-
und vermittlungsspezifische Module in unterschiedlicher Breite und Tiefe. Da-
rüber hinaus werden bei Bedarf Qualifizierungsmaßnahmen zu allen Themen-
feldern des SGB III, insbesondere auch der Fördermaßnahmen, -angeboten und
durchgeführt. Es wird in der Qualifizierung grundsätzlich nicht unterschieden
zwischen Mitarbeitern der Bundesagentur für Arbeit in einer Agentur für Arbeit
und denen in einer Arbeitsgemeinschaft.

Für die Qualifizierung des kommunalen Personals sind zugelassene kommunale
Träger zuständig und verantwortlich. Erkenntnisse über Qualität und Umfang
der Qualifizierungsmaßnahmen bei den zugelassenen kommunalen Trägern lie-
gen der Bundesregierung nicht vor.

15. In welcher Höhe und aus welcher Quelle stehen den Arbeitsgemeinschaf-
ten und Optionskommunen finanzielle Mittel zur Verfügung, um Leistun-
gen im Rehabilitationsbereich zu erbringen?

Ist vorgesehen, dafür auch Mittel der Ausgleichsabgabe zur Verfügung zu
stellen?

Wenn ja, in welcher Höhe?

Die notwendigen Finanzmittel zur Erbringung von Leistungen zur Förderung
der Teilhabe erwerbsfähiger behinderter Hilfebedürftiger am Arbeitsleben durch
die Grundsicherungsträger des SGB II wurden bei der Festlegung des Budgets
für Eingliederungsmaßnahmen nach dem SGB II berücksichtigt. Zusammen mit
den übrigen Eingliederungsleistungen stehen hierfür insgesamt 6,55 Mrd. Euro
aus dem Bundeshaushalt zur Verfügung.

Die Mittel aus der Ausgleichsabgabe des Bundes werden der Bundesagentur zur
besonderen Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeits-
leben und nicht für Rehabilitationsaufgaben zugewiesen (§ 41 Abs. 1 Nr. 1
Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung). Eine Verwendung für Reha-
bilitationsaufgaben ist mit der Zweckbestimmung der Ausgleichsabgabe nicht
vereinbar. Die Frage der Verfügbarkeit von Mitteln der Ausgleichsabgabe zur
Finanzierung von Reha-Maßnahmen durch SGB II-Träger stellt sich demzu-
folge nicht.

16. Falls die Bundesregierung davon ausgeht, dass die Arbeitsgemeinschaften
und Optionskommunen den Sachverstand im Rehabilitationsbereich bei
Bedarf gegen Entgelt von der BA beschaffen, hat die Bundesregierung
Kenntnisse darüber, in welchem Umfang von dieser Möglichkeit Ge-
brauch gemacht wird?

Der Bundesagentur für Arbeit liegen noch keine gesicherten Erkenntnisse über
den Umfang der entgeltlichen Inanspruchnahme der Agenturen durch Options-
kommunen wie durch Arbeitsgemeinschaften vor.
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